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Geschäftsordnung des Verwaltungs-
rats der Bayerischen Landeszentrale 

für neue Medien (BLM) (GO VR) 

 
vom 25. November 2024 

 

 
Auf Grund des Art. 10 Abs. 3 Satz 1 des 
Gesetzes über die Entwicklung, Förde-
rung und Veranstaltung privater Rund-
funkangebote und anderer Telemedien 
in Bayern (Bayerisches Mediengesetz - 
BayMG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Oktober 2003 
(GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. März 
2022 (GVBl. S. 70), gibt sich der Ver-
waltungsrat folgende Geschäfts-
ordnung: 
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Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

 

Erster Unterabschnitt 

Allgemeiner Geschäftsgang 

 

§ 1 

Ladung zu den Sitzungen des  
Verwaltungsrats 

 
(1) Die Sitzungen des Verwaltungsrats 

werden von der oder dem Vorsit-
zenden einberufen. 

 
(2) 1Zu den Sitzungen wird schriftlich 

mit elektronischer Post eingeladen. 
2Die Ladung mit Ort, Tag, Stunde 
und Tagesordnung soll an die Mit-
glieder mindestens neun Tage vor-
her abgesandt werden. 3In drin-
genden Fällen darf innerhalb einer 
kürzeren Frist und ausnahmsweise 
auch mündlich oder fernmündlich 
eingeladen werden. 

 
(3) 1Die Sitzungen sind bei Bedarf an-

zusetzen. 2Auf schriftlichen Antrag 
von wenigstens drei Mitgliedern ist 
eine Sitzung einzuberufen. 
 
 
 

 

§ 2 

Öffentlichkeit 

 

(1) Die Sitzungen des Verwaltungsrats 
sind nichtöffentlich.  

(2) 1Der Verwaltungsrat kann die Öf-
fentlichkeit der Sitzung mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der beschließen. 2Dies gilt nicht 
für Sitzungen, in denen Personal-
angelegenheiten und Finanzfragen 
behandelt werden. 

 
(3) Durch Beschluss kann der Verwal-

tungsrat Personen, die nicht nach 
§ 3 zur Sitzungsteilnahme berech-
tigt sind, die Teilnahme gestatten. 

 
§ 3 

Teilnahme an Sitzungen 

 
(1) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrats 

sind zur Teilnahme an den Sitzun-
gen verpflichtet. 2Stellvertretung 
oder Stimmrechtsübertragung ist 
nicht zulässig. 3Im Fall der Verhin-
derung ist rechtzeitige Entschuldi-
gung an die oder den Vorsitzenden 
erforderlich. 

 
(2) Die Teilnahme an Sitzungen wird 

durch Eintragung in die Anwesen-
heitsliste nachgewiesen. 

 
(3) 1Die Präsidentin oder der Präsident 
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und deren Stellvertretung (Ge-
schäftsführerin oder Geschäftsfüh-
rer) sind berechtigt, an den Sitzun-
gen teilzunehmen. 2Auf Verlangen 
wenigstens eines Drittels der anwe-
senden Mitglieder des Verwaltungs-
rats sind sie hierzu verpflichtet. 
 

(4) Die oder der Vorsitzende des Medi-
enrats hat das Recht, an den Sit-
zungen mit beratender Stimme 
teilzunehmen. 

 
(5) Auf Vorschlag der Präsidentin oder 

des Präsidenten kann die oder der 
Vorsitzende die Teilnahme von Mit-
arbeitern der Landeszentrale für ei-
ne einzelne Sitzung oder bestimmte 
Tagesordnungspunkte zulassen; die 
oder der Vorsitzende darf ihnen das 
Wort erteilen. 

 
§ 4 

Tagesordnung, 

Sitzungsleitung durch die  

Vorsitzende oder den Vorsitzenden 

 

(1) 1Die oder der Vorsitzende stellt die 
Tagesordnung auf. 2Jedes Mitglied 
kann schriftlich Anträge zur Tages-
ordnung stellen. 3Dem Antrag eines 
Mitglieds, eine Angelegenheit we-
gen Dringlichkeit auf die Tagesord-
nung zu setzen, muss stattgegeben 
werden, wenn der Antrag mindes-
tens am vorletzten Tag vor der Sit-
zung bei der Landeszentrale ein-

geht und wenn bis zu diesem Zeit-
punkt zwei weitere Mitglieder 
schriftlich erklären, dass sie diesen 
Antrag unterstützen. 4Dringlich ist 
ein Antrag dann, wenn er bei Be-
handlung im grundsätzlich vorgese-
henen Verfahren gegenstandslos 
würde. 5Über das Vorliegen der 
Dringlichkeit entscheidet der Vor-
stand. 

 

(2) 1Beschlüsse dürfen nur über Angele-
genheiten gefasst werden, die auf 
der Tagesordnung stehen. 2Angele-
genheiten, die nicht auf der Tages-
ordnung stehen, können in der Sit-
zung von der oder dem Vorsitzen-
den auf die Tagesordnung gesetzt 
werden, wenn die Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder dem nicht wi-
derspricht. 3Eine Beschlussfassung 
über Angelegenheiten, die erst in 
der Sitzung auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, ist nur statthaft, 
wenn alle Mitglieder anwesend sind 
und kein Widerspruch gegen die Be-
schlussfassung erhoben wird oder 
wenn Dringlichkeit vorliegt.   

 
(3) 1Die oder der Vorsitzende eröffnet, 

leitet und schließt die Sitzung. 2Sie 
oder er sorgt für einen ungestörten 
Sitzungsverlauf. 

 
(4) 1Über die Sitzungen des Verwal-

tungsrats werden eine Niederschrift, 
die die oder der Vorsitzende und der 
hinzugezogene Schriftführende un-
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 terzeichnen, und eine um Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse der 
Landezentrale und betroffener Drit-
ter sowie schutzwürdige personen-
bezogene Daten der Beschäftigten 
bereinigte Zusammenfassung von 
Gegenstand und Ergebnissen der 
Sitzungen gefertigt. 2Die Mitglieder 
des Verwaltungsrats, die oder der 
Vorsitzende des Medienrats und die 
Präsidentin oder der Präsident der 
Landeszentrale erhalten eine Aus-
fertigung der Niederschrift. 3Die mit 
der Sitzungsleitung abgestimmte 
Zusammenfassung wird im Inter-
netauftritt der Landeszentrale ver-
öffentlicht. 

 
§ 5 

Beschlüsse des Verwaltungsrats 

 
(1) 1Der Verwaltungsrat ist beschluss-

fähig, wenn die Mehrheit seiner 
Mitglieder anwesend ist. 2Die Be-
schlussfähigkeit wird angenommen, 
solange sie nicht von einem Mit-
glied bezweifelt wird. 

 
(2) 1Der Verwaltungsrat entscheidet 

mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, soweit das Ge-
setz oder diese Geschäftsordnung 
nichts anderes vorsieht. 2Stimm-
enthaltung ist nicht zulässig. 3Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. 
 

(3) 1Dringliche Beschlüsse können auch 

im schriftlichen Verfahren gefasst 
werden, wenn kein Mitglied dem wi-
derspricht. 2Die oder der Vorsitzen-
de bestimmt eine Frist für die 
Durchführung des schriftlichen Be-
schlussverfahrens, die drei Werkta-
ge ab Zugang nicht unterschreiten 
soll, und leitet den Mitgliedern die 
Beschlussunterlagen durch Postver-
sand, als Fernkopie oder mittels 
elektronischer Post zu. 
 

(4) Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 gelten 
nicht für Wahlen.  
 

§ 5a 
Beschlüsse in besonderen Fällen 

 
(1) Die oder der Vorsitzende kann in be-

sonderen Fällen die Durchführung ei-
ner Sitzung mittels Telekommunikati-
on festlegen. 

 
(2) Ein besonderer Fall ist insbesondere 

dann gegeben, wenn 
 

1. auf Grund gesetzlicher oder be-
hördlicher Maßnahmen Reise-
beschränkungen oder Versamm-
lungsverbote bestehen; 

2. Behördliche Gesundheitsempfeh-
lungen zu Kontaktbeschränkungen 
bestehen; 

3. auf Grund faktischer Beschrän-
kungen die Anreisemöglichkeit 
zum Sitzungsort beispielsweise 
durch Streiks im öffentlichen Per-
sonennahverkehr nicht möglich 
bzw. unzumutbar erscheint.
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(3)  Bei einer Beschlussfassung außer-
halb einer Präsenzsitzung ist der 
Verwaltungsrat beschlussfähig, 
wenn zu der Sitzung ordnungsge-
mäß eingeladen wurde und alle 
Mitglieder, die ihre Verhinderung 
der oder dem Vorsitzenden nicht 
mitgeteilt haben, mittels Telekom-
munikation zugeschaltet sind. 

 
(4) Für die Protokollierung der Be-

schlüsse gilt § 4 Abs. 4. 
 

§ 6 

Ausschluss von der Abstimmung 

 
(1) Ein Mitglied des Verwaltungsrats ist 

von der Abstimmung ausgeschlos-
sen, wenn es sich um Angelegen-
heiten handelt, die das Mitglied al-
lein und unmittelbar betreffen. 

 
(2) Bei Einzelfallentscheidungen ist ein 

Mitglied des Verwaltungsrats von 
der Abstimmung ausgeschlossen, 

 
1. wenn es selbst Beteiligter ist, 
2. wenn es Angehöriger eines Be-

teiligten ist, 
3. wenn es einen Beteiligten kraft 

Gesetzes oder Vollmacht allge-
mein oder in diesem 
Verwaltungsverfahren vertritt, 

4. wenn es Angehöriger einer Per-
son ist, die einen Beteiligten in 
diesem Verfahren vertritt, 

5. wenn es bei einem Beteiligten 
gegen Entgelt beschäftigt ist o-

der bei diesem als Mitglied des 
Vorstands, des Aufsichtsrats oder 
eines gleichartigen Organs tätig 
ist, 

6. wenn es außerhalb seiner amtli-
chen Eigenschaft in der Angele-
genheit ein Gutachten abgegeben 
hat, 

7. wenn wirtschaftliche oder finan-
zielle Verbindungen (z.B. Darle-
hen, Bürgschaft) zu einem Betei-
ligten bestehen. 

 

(3) 1Hält sich ein Mitglied des Verwal-
tungsrats für ausgeschlossen oder 
bestehen Zweifel, ob die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 oder 2 ge-
geben sind oder liegt ein Grund vor, 
der geeignet ist, Misstrauen gegen 
eine unparteiische Amtsausübung 
zu rechtfertigen, oder wird von ei-
nem Beteiligten das Vorliegen eines 
solchen Grundes behauptet, so ist 
dies der oder dem Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats mitzuteilen. 2Der 
Verwaltungsrat entscheidet über 
den Ausschluss. 3Die oder der Be-
troffene darf an dieser Entscheidung 
nicht mitwirken. 4Das ausgeschlos-
sene Mitglied darf bei der weiteren 
Beratung und Beschlussfassung 
nicht zugegen sein. 

 
(4) Angehörige im Sinn des Absatzes 1 

Nr. 2 und 4 sind:  
 

1. Die oder der Verlobte,
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2. der Ehegatte oder der Lebens-
partner im Sinn des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes (Lebens-
partner), 

3. Verwandte oder Verschwägerte 
gerader Linie, 

4. Geschwister, 
5. Kinder der Geschwister, 
6. Ehegatten der Geschwister und 

Geschwister des Ehegatten so-
wie Lebenspartner der Ge-
schwister und Geschwister des 
Lebenspartners, 

7. Geschwister der Eltern, 
8. Personen, die durch einen auf 

längere Dauer angelegtes Pfle-
geverhältnis mit häuslicher Ge-
meinschaft wie Eltern und Kind 
miteinander verbunden sind 
(Pflegeeltern und Pflegekinder). 

 
Zweiter Unterabschnitt 

Vertraulichkeit 

 
§ 7 

Vertraulichkeit 

 
(1) Unterlagen und Beratungs-

ergebnisse in Personalangelegen-
heiten und in Finanzfragen sind 
vertraulich zu behandeln. 
 

(2) Angaben über persönliche und 
sachliche Verhältnisse einer natür-
lichen oder juristischen Person oder 
einer Personengesellschaft sowie 
Betriebs- oder Geschäftsgeheim-

nisse, die den Mitgliedern des Ver-
waltungsrats im Rahmen der Durch-
führung ihrer Aufgabenerfüllung an-
vertraut oder sonst bekannt gewor-
den sind, dürfen nicht unbefugt of-
fenbart werden. 

 
 

Zweiter Abschnitt 

Vorstand des Verwaltungsrats 

 
§ 8 

Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus der oder 

dem Vorsitzenden und ihrer oder 
seiner Stellvertretung. 

 
(2) Ist die oder der Vorsitzende verhin-

dert, so handelt ihre oder seine 
Stellvertretung; ist auch diese ver-
hindert, das lebensälteste Mitglied 
des Verwaltungsrats. 

 
(3) Die oder der Vorsitzende vertritt den  

Verwaltungsrat. 

 
§ 9 

Wahl des Vorstands 

 
(1)  Der Verwaltungsrat wählt für die 

Dauer seiner Amtszeit in der ersten 
Sitzung der Amtsperiode je ein Mit-
glied als Vorsitzenden und als stell-
vertretenden Vorsitzenden. 
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(2)  1Die erste Sitzung zur Wahl des 
Vorstands beruft die Präsidentin 
oder der Präsident ein. 2Die Wahl 
der oder des Vorsitzenden leitet ein 
vom Verwaltungsrat als Wahlleiter 
berufenes Mitglied. 

 
(3) 1Die Wahl der oder des Vorsitzen-

den und ihrer oder seiner Stellver-
tretung erfolgt jeweils in geheimer 
Abstimmung. 2Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der Stimmen 
der anwesenden Mitglieder er-
hält.3Kommt diese Mehrheit nicht 
zustande, so findet Stichwahl zwi-
schen den beiden Bewerbern mit 
der größten Stimmenzahl statt; 
hierbei entscheidet die höhere 
Stimmenzahl. 

 
(4)  1Stimmzettel mit den Namen von 

wählbaren, aber nicht vorgeschla-
genen Personen sind ungültig. 
2Stimmzettel mit den Namen von 
nicht wählbaren (dem Verwaltungs-
rat nicht angehörenden) Personen 
oder Stimmzettel, die nicht erken-
nen lassen, welchem Bewerber die 
Stimme gegeben wurde, sind un-
gültig. 

 
(5)  Scheidet die oder der Vorsitzende 

oder ihre oder seine Stellvertretung 
während der Amtszeit des Verwal-
tungsrats aus oder legt sie oder er 
das Amt nieder, so findet Neuwahl 
für den Rest der Amtszeit statt. 

 

Dritter Abschnitt 

Übergangs- und Schluss-
bestimmungen 

 
§ 10 

Abweichungen im Einzelfall 

 
(1)  Der Verwaltungsrat kann im Einzel-

fall von der Einhaltung der Regeln 
der Geschäftsordnung absehen, so-
fern kein Widerspruch erhoben wird. 

 
(2)  Soweit Einzelfragen in der Ge-

schäftsordnung nicht geregelt sind, 
gelten die Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung des Bayerischen 
Landtags in der jeweiligen Fassung 
sinngemäß. 

 
§ 11 

Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt am 25. No-
vember 2024 in Kraft. 
 
 
München, den 25. November 2024 
 
 
 
Roland Richter 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrats 
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Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Förderung von lokalen und 
regionalen Fernsehangeboten nach 

dem Bayerischen Mediengesetz 
(Fördersatzung – FöS) 

 
vom 5. Dezember 2024 

 
Auf Grund Art. 10 Abs. 5 Satz 2 des Ge-
setzes über die Entwicklung, Förderung 
und  
 
Veranstaltung privater Rundfunkangebo-
te und anderer Telemedien in Bayern 
(Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 2003 (GVBl S. 799, BayRS 
2251-4-S), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24. März 2022 (GVBl S. 20), 
erlässt die Bayerische Landeszentrale für 
neue Medien (Landeszentrale) folgende 
Satzung:  
 

§ 1 
Änderung der Fördersatzung 

 
Die Satzung über die Förderung von lo-
kalen und regionalen Fernsehangeboten 
nach dem Bayerischen Mediengesetz 
(Fördersatzung – FöS) vom 17. Dezem-
ber 2007 (StAnz Nr. 51/52 vom 
21.12.2007), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 10. Juni 2021 (AMBl 2021, 
S. 63) wird wie folgt geändert: 
 
§ 12 Abs. 4 Satz 1 wird - inklusive er-
gänzter Fußnote - wie folgt neu gefasst: 

1Spartenanbieter erhalten als Förderung 
im Förderjahr je betrauter Wochenminute 
maximal € 12.000,- *).  
 
_____________________________ 
*)    Bis zum 31. Dezember 2014 € 5.000,- 

         Bis zum 31. Dezember 2024 € 10.000,- 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2025 in 
Kraft. 
 
 
München, den 5. Dezember 2024 
 
 
 
Dr. Thorsten Schmiege 
      - Präsident - 
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2. Änderungssatzung zur Satzung zur 
Erhebung von Kosten im Bereich der 
Aufsicht über bundesweit ausgerich-

tete Medien (Kostensatzung)  
vom 25. März 2021, zuletzt geändert 

durch 1. Änderungssatzung  
vom 26. Oktober 2022 

(Kostensatzung) 
 

vom 5. Dezember 2024 
 
 
 
Aufgrund von § 104 Abs. 11 Satz 2 Medi-
enstaatsvertrag (MStV) in der Fassung des 
Fünften Staatsvertrags zur Änderung me-
dienrechtlicher Staatsverträge (GVBl. 2024 
S. 326, BayRS 02-33-S) erlässt die Baye-
rische Landeszentrale für neue Medien 
(Landeszentrale) übereinstimmend mit 
den übrigen Landesmedienanstalten fol-
gende Änderungssatzung:  
 
Art. 1 Nr. 1: Der Name der Satzung wird 
wie folgt geändert: 
 
Satzung zur Erhebung von Kosten für 
Amtshandlungen der Landesmedien-
anstalten auf Grundlage des Medien-
staatsvertrages (MStV) sowie des Staats-
vertrages über den Schutz der Menschen-
würde und den Jugendschutz in Rundfunk 
und Telemedien (Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag – JMStV) (Kostensatzung). 
 
 
 
 

Art. 1 Nr. 2: § 1 Abs. 1 wird wie folgt 
geändert: 
 
Die zuständige Landesmedienanstalt er-
hebt für Tätigkeiten in Ausübung hoheitli-
cher Gewalt, die auf Entscheidungen ihrer 
Organe gemäß § 104 Abs. 2 MStV beru-
hen (Amtshandlung), Kosten (Gebühren 
und Auslagen) nach den Vorschriften die-
ser Satzung. 
 
Art. 2 Nr. 1: Der Name des Gebühren-
verzeichnisses der Kostensatzung (Ge-
bührenverzeichnis) 25. März 2021, zu-
letzt geändert durch 1. Änderungssatzung 
vom 26. Oktober 2022 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
Gebührenverzeichnis zur Satzung zur 
Erhebung von Kosten für Amtshandlun-
gen der Landesmedienanstalten auf 
Grundlage des Medienstaatsvertrages 
sowie des Staatsvertrages über den 
Schutz der Menschenwürde und den Ju-
gendschutz in Rundfunk und Telemedien  
 
Art. 2 Nr. 2: Im Gebührenverzeichnis zur 
Kostensatzung (Gebührenverzeichnis) 25. 
März 2021, zuletzt geändert durch 1. Än-
derungssatzung vom 26. Oktober 2022 
wird unter Buchstabe A. die Ziffer VIII. 
neu eingefügt: 
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VIII. Public 
Value 

 

 Ent-
schei-
dung zur 
Public 
Value-
Bestim-
mung 
privater 
Angebo-
te gem. 
§ 84 
Abs. 5 
MStV 

500 Euro je Ange-
bot lokaler, regio-
naler und landes-
weiter Rundfunk-
veranstalter  
 
1.000 Euro je An-
gebot bundesweiter 
Rundfunkveranstal-
ter und vergleichba-
rer rundfunkähnli-
cher Telemedien 
oder Angebote nach 
§ 2 Abs. 2 Nr. 14 b 
MStV 

 
 
Art. 3: Diese Satzung tritt in Kraft, wenn 
sie durch die Gremien aller Landesmedi-
enanstalten erlassen und veröffentlicht 
wurde und dies durch Schreiben der Vor-
sitzenden der Direktorenkonferenz der 
Landesmedienanstalten (DLM) festge-
stellt wird.  
 
Die Vorsitzende der Direktorenkonferenz 
der Landesmedienanstalten (DLM) veröf-
fentlicht im Internetauftritt unter der 
Dachmarke „die medienanstalten“, die 
geänderte Fassung der Satzung und den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ände-
rungssatzung. 
 

 
München, den 5. Dezember 2024 
 
Dr. Thorsten Schmiege 
      - Präsident - 
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